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Vorwort

Seit dem Erscheinen der Vorauflage hat es eine Reihe staatsorganisationsrechtli-
cher Weiterentwicklungen gegeben, die das Buch aufnimmt. Auch 2019 ist das
Grundgesetz geändert worden: Der neue Art. 104d GG treibt die Umwandlung
des grundgesetzlichen Bundesstaates in einen dezentralisierten Einheitsstaat ein
Stück weiter. Eine kleine Änderung betrifft die konkurrierende Bundeskompetenz
für die Grundsteuer nach Art. 105 Abs. 2 Satz 1 GG. Neue Rechtsprechung, insbe-
sondere des Bundesverfassungsgerichts, gibt es im Recht der Parteien und Fraktio-
nen, zur Neutralitätspflicht von Bundesministern, zum Vermittlungsverfahren
und zum Wahlrecht.
Sehr herzlich danke ich Herrn Dr. Michael W. Müller, der diese Entwicklungen
zusammengetragen und erneut die Hauptlast der Neubearbeitung getragen hat.
Unterstützt haben ihn dabei Frau Aoife Madden, Frau Melinda Malek und Frau
Lisa-Marie Schmidt. Mein herzlicher Dank hierfür gilt ihnen und Herrn Dr. Julian
Eibl, Herrn Jonas Marx, Herrn Dr. Tian Wei und Herrn Michael Rapp für Hin-
weise und Anregungen. Schließlich danke ich Frau Esther Massaccesi und Frau
Gabriele Steiger, die inzwischen viele Buchmanuskripte verlagsgerecht bearbeitet
haben.

München/Oldendorf, im März 2020 Stefan Korioth
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Teil I: Grundlagen

A. Staatsrecht als Rechtsgebiet
Die Beschäftigung mit dem Staatsrecht steht traditionell am Beginn des juristi-
schen Studiums. Es geht dabei nicht nur darum, die Staatsorganisation der Bun-
desrepublik Deutschland kennen zu lernen. Vielmehr sollen auch die grundlegen-
den Prinzipien der Verfassungsordnung unter dem Grundgesetz veranschaulicht
werden, die Auswirkungen auf die Ausgestaltung der gesamten Rechtsordnung
und damit aller anderen Rechtsgebiete haben.
Diesen Zusammenhängen widmet sich der erste Teil dieses Lehrbuchs. Einfüh-
rend sollen die Stellung des Staatsrechts als Rechtsgebiet veranschaulicht und sein
Gegenstand, der Staat, vorgestellt werden. Weiterhin soll untersucht werden, was
es bedeutet, dass das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im Wesentlichen
Verfassungsrecht ist und wie sich dies historisch herausgebildet und entwickelt
hat. Schließlich soll ein Überblick über die Charakteristika des Grundgesetzes
gegeben und sein Geltungsbereich dargestellt werden.

§ 1 Die Rechtsordnung der Bundesrepublik
Deutschland

Das nationale Recht der Bundesrepublik Deutschland lässt sich in zwei große
Bereiche unterteilen, das öffentliche Recht und das Privatrecht.1 Vereinfacht gesagt
regelt das Privatrecht die Rechtsverhältnisse unter gleichberechtigten – privaten –
Rechtssubjekten, die ihre Rechtsbeziehungen autonom gestalten dürfen. Das öf-
fentliche Recht beschäftigt sich demgegenüber – ebenfalls vereinfacht – mit den
Rechtsverhältnissen des Staates, also dessen Organisation auf verschiedenen Ebe-
nen und seinem Auftreten in vorrangig Über-/Unterordnungsverhältnissen gegen-
über Privaten. Das öffentliche Recht lässt sich danach in verschiedene Bereiche
unterteilen:
– Staatsrecht;
– Strafrecht;
– Sonstiges öffentliches Recht, insbesondere Verwaltungs- und Prozessrecht.
Das Strafrecht regelt die Einordnung bestimmter Verhaltensweisen als strafwürdig
und die Feststellung und Durchsetzung des daraus folgenden staatlichen Strafan-
spruchs. Es hat sich traditionell zu einem Sachgebiet mit einer eigenen Dogmatik
und daher auch in der Rechtswissenschaft zu einer eigenständigen Disziplin ent-
wickelt.
Das Verwaltungsrecht regelt umfassend die Rechtsbeziehungen der Exekutive. Es
ist ein klassischer Teil der Wissenschaft vom öffentlichen Recht.

1 Vgl. dazu Maurer, Staatsrecht I, § 1 Rn. 18 ff.
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Auch das Recht der Gerichtsverfassung und sämtliche Prozessordnungen (also
auch etwa die Zivilprozessordnung), die die Zuständigkeiten der einzelnen Ge-
richte und das jeweilige gerichtliche (und damit hoheitliche) Verfahren regeln,
gehören zum öffentlichen Recht.
Völker- und Europarecht stellen internationale Rechtsordnungen dar, die jedoch
in das nationale Recht hineinwirken. Da sie im Ausgangspunkt die Rechtsbezie-
hungen des Staates auf der internationalen Ebene regeln, werden sie als Teil des
öffentlichen Rechts verstanden.

Das Staatsrecht ist also Teil des öffentlichen Rechts. Es wird grundsätzlich in zwei
große Bereiche unterteilt: die Grundrechte und das Staatsorganisationsrecht.
Während sich die Dogmatik der Grundrechte mit subjektiven Rechtspositionen
beschäftigt, die die Staatsgewalt beschränken und die Rechtsbeziehungen zwi-
schen Staat und Bürger prägen, befasst sich das Staatsorganisationsrecht mit allen
anderen Bereichen des Aufbaus der staatlichen Gewalt. Die Bezeichnung ist dabei
insofern ungenau, als hierunter nicht nur die Organisation des Staates, die Staats-
organe und die Staatsfunktionen behandelt werden, sondern auch grundlegende
Prinzipien und Leitentscheidungen, die zum Selbstverständnis unseres Staates ge-
hören.
Diese grundlegenden Prinzipien entfalten – ähnlich den Grundrechten in ihrer
Funktion als objektiv-rechtliche Wertentscheidungen – ihre Wirkung im Verfas-
sungsstaat weit über die bloße Staatsorganisation hinaus. Sie bilden den Rahmen
für die gesamte rechtliche Ordnung und sind daher auch bei der Beschäftigung
mit anderen Gebieten, nicht nur des öffentlichen Rechts, von zentraler Bedeu-
tung.

§ 2 Staat und Staatsrecht
Wenn sich das Staatsrecht also mit den normativen Grundlagen des Aufbaus und
der Funktionsweise eines Staates beschäftigt, setzt es dessen Existenz schon voraus:
so ist etwa das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar an deren
Bestand geknüpft – mit ihrem Untergang verlöre es seine Geltung.
Die Bestimmung dessen, was ein Staat allgemein ist, also die Festlegung seiner
Existenzbedingungen und Ziele, ist demgegenüber eine dem Staatsrecht vorgela-
gerte Frage der Staatsphilosophie2, seine internationale Anerkennung Gegenstand
des Völkerrechts. Aus der Vielzahl der dort angestellten Überlegungen soll hier
nur kurz referiert werden, was als Grundkonsens der gegenwärtigen Staatsphiloso-
phie betrachtet werden kann:
Ein Staat ist eine organisatorische Konstruktion einer Gemeinschaft von Men-
schen. Nach dem weit verbreiteten Modell eines „Gesellschaftsvertrags“ existiert
er dadurch, dass jeder Einzelne seine originäre Selbstverteidigungsfähigkeit, die
er in einem (gedachten) vorstaatlichen Zustand besitzt, an eine übergeordnete
Organisation abgibt, die effizienter und sicherer die individuelle Sphäre eines je-
den gegen Zugriffe Dritter verteidigen kann. Von dieser Prämisse ausgehend muss
diese Gemeinschaft ihre organisatorische Kompetenz ausschließlich von ihren
Mitgliedern ableiten und darf nicht von anderen Gemeinschaften abhängig sein.

2 Ausführlich hierzu die Lehrwerke zur allgemeinen Staatslehre von Kriele, Einführung in die Staats-
lehre, S. 1 ff.; Zippelius, Allgemeine Staatslehre, S. 42 ff.; Schöbener, Allgemeine Staatslehre, S. 71 ff.
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Sie muss in der Lage sein, ihre Angelegenheiten vollkommen autonom zu regeln,
das heißt, sie muss souverän sein.

Primärer Gegenstand des Staatsrechts ist daher das rechtliche Verhältnis dieser Orga-
nisation „Staat“ zu ihren Mitgliedern. Eine Organisation, die ihre Rechtsbeziehun-
gen zu ihren Mitgliedern umfassend regeln kann, ist ein souveräner Staat (innere
Souveränität).
Da in der Welt nicht nur eine einzige Gemeinschaft von Menschen existiert (dies
wäre ein Weltstaat), hat jeder Staat auch einen territorialen Bezug und steht in
einem Verhältnis zu anderen, gleichartig organisierten Gemeinschaften. Kann der
Staat seine rechtlichen Beziehungen unbeeinflusst von diesen anderen Organisationen
regeln, besitzt er äußere Souveränität.

Aus diesen beiden Bezugspunkten, innere und äußere Souveränität, hat sich eine
Theorie entwickelt, die als kleinsten gemeinsamen Nenner notwendiger Existenz-
voraussetzungen eines Staates drei Bereiche auflistet (sog. Drei-Elemente-Lehre)3:
– Staatsvolk;
– Staatsgebiet;
– Staatsgewalt.
Diese Lehre wird häufig mit Georg Jellinek verbunden; er ist jedoch nicht ihr
einziger Vertreter – ähnliche Gedanken wurden bereits erheblich vor seiner Zeit
und auch außerhalb des deutschen Rechtskreises formuliert4. Im Völkerrecht hat
sie sich in der Staatsdefinition der sog. Konvention von Montevideo niedergeschla-
gen.
Jedenfalls alle normativen Aussagen zu diesen Bereichen sind somit Gegenstand
des Staatsrechts.
→ S. zur Drei-Elemente-Lehre auch die Übersicht unter Rn. 1008.

§ 3 Verfassung und Verfassungsrecht
Der Begriff des Verfassungsrechts ist enger als der des Staatsrechts:5 Sein Anknüp-
fungspunkt ist nicht die bloße Existenz eines Staates, sondern die Niederlegung
der für diesen geltenden staatsrechtlichen Regelungen in einer Verfassung.

Im modernen, rechtsstaatlichen Sinne setzt eine Verfassung mehr voraus als die
bloße Regelung staatsrechtlicher Fragestellungen: Eine grundlegende Norm des
Staatsrechts kann auch in einem einfachen Gesetz formuliert sein, sie kann sogar
Gegenstand einer nicht niedergeschriebenen bloßen Übung sein, wie die Einset-
zung des Premierministers in Großbritannien oder die Einberufung eines altger-
manischen Things.
Der Sinn einer Verfassung liegt darin, dass eine besondere Art der schriftlichen
Niederlegung („Verfasstheit“) eine höhere Verbindlichkeit – etwa durch den Vor-
rang vor sonstigem „einfachen“ Recht oder erschwerte Abänderbarkeit – gewähr-
leisten soll. Die bloße Schriftlichkeit genügt dabei nicht; es bedarf vielmehr zusätz-
licher Sicherungsmechanismen.

3 Vgl. dazu auch Ipsen, Staatsrecht I, Rn. 5 ff.; Maurer, Staatsrecht I, § 1 Rn. 6 ff.
4 S. die umfangreiche Darstellung von Berber, Das Staatsideal im Wandel der Weltgeschichte,

2. Aufl. 1973.
5 Vgl. dazu Stern, Staatsrecht I, S. 10 f.; Maurer, Staatsrecht I, § 10 Rn. 32 ff.; Ipsen, Staatsrecht I, Rn. 21 ff.
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9–11 Grundlagen

Dies zeigt sich insbesondere im Vergleich zu Diktaturen, die auch von der Existenz
staatsrechtlicher Normen ausgehen, welche teilweise sogar schriftlich fixiert sind,
jedoch keine besondere Bindung der Herrschaft zum Ausdruck bringen. Sie sehen
staatsrechtliche Normen vielmehr als bloße Deklaration bereits bestehender Gege-
benheiten staatlicher Macht im jeweiligen System.
So betrachtete etwa der Nationalsozialismus das sog. Führerprinzip als Norm des
Staatsrechts. Die Formulierung dieses Prinzips hatte jedoch nur eine beschrei-
bende Bedeutung, die Staatsführung sollte hierdurch in keiner Weise gebunden
oder beschränkt werden.
Auch Art. 1 der Verfassung der DDR von 1968 beanspruchte keine besondere
Form der Geltung für sich:
Artikel 1
Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat der Arbeiter und Bau-
ern. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land unter der
Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei.

Der Bezeichnung der Deutschen Demokratischen Republik als sozialistischer Staat
der Arbeiter und Bauern kam keinerlei normative Funktion zu. Ebenso wenig
ergab sich eine Bindungswirkung daraus, dass die DDR nach ihrer Verfassung
unter der Führung der Arbeiterklasse stand. In der Praxis war dies gerade nicht
der Fall.
Bei solchen staatsrechtlichen Deklarationen ohne besondere Bindungswirkung
handelt es sich um bloße Proklamationen.

Sinn einer Verfassung im rechtsstaatlichen Sinne ist demgegenüber die Begrün-
dung, Bindung und Legitimation der Herrschaftsgewalt. Die Ausübung von Herr-
schaftsgewalt soll durch Normen geregelt werden, die deren jeweilige Inhaber
nicht oder jedenfalls nicht ohne weiteres abändern können. Die Beschränkung
von Herrschaftsgewalt ist insofern charakteristisch für eine Verfassung.6
Die zitierte Verfassung der DDR war somit nur der Bezeichnung, nicht aber der
Bedeutung nach eine Verfassung, denn der SED verblieb die letzte Regelungszu-
ständigkeit über ihren Inhalt und diese Regelungszuständigkeit kannte keine Be-
schränkung.

Auf die Bezeichnung als Verfassung kann es daher nicht ankommen. Aus der
Beschränkung der Herrschaftsgewalt als notwendige Anforderung an die Verfassung
ergeben sich aber normative Konsequenzen: Ist in der Verfassung die Beschrän-
kung der Herrschaftsgewalt formuliert, diese aber jederzeit durch den Träger der
Staatsgewalt problemlos wieder abänderbar, geht auch eine solche Verfassung über
bloße Proklamation nicht hinaus.
Die Beschränkung der Herrschaftsgewalt durch die Verfassungsurkunde muss also
bestimmte Verfestigungen enthalten: Sie wäre wertlos, wenn die Verfassung durch
denjenigen, der die Herrschaftsgewalt ausübt, ohne weiteres wieder abgeändert
werden könnte. Auch darf die Ausübung von Herrschaftsgewalt gegenüber den
Gewaltunterworfenen nicht beliebig sein. Vielmehr bedarf eine Verfassung der
Regelung subjektiver Rechtsgewährleistungen. Wie diese im Einzelnen aussehen,
ob sie formeller oder materieller Natur sind, ob sie vor dem Parlament oder vor
Gerichten geltend zu machen sind, ist je nach Rechtskultur sehr unterschiedlich.

6 Morlok/Michael, Staatsorganisationsrecht, § 1 Rn. 1 ff.
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Entscheidend ist, dass der Herrschaftsgewalt durch subjektive Rechtspositionen
der Gewaltunterworfenen Grenzen gesetzt sein müssen.

§ 4 Staatsrecht und Verfassungsrecht
Die Beschränkung staatlicher Regelungsmöglichkeiten durch den Verfassungsstaat
stellt sich somit als Fortentwicklung der zum Wesen des Staates und seiner Souve-
ränität aufgestellten Überlegungen dar:

Ausgehend vom oben skizzierten Vertragsmodell, wonach der Einzelne seine
Selbstverteidigungsfähigkeit auf den Staat überträgt, sind Sinn und Aufgabe des
Staates:
– Schaffen eines Friedenszustandes;
– Gewährleistung von Rechtssicherheit;
– möglichst weitgehende Verwirklichung von Gerechtigkeit.
Eine erste Bindung des Souveräns (Herrscher) ergibt sich in diesem Modell aus
dem (gedachten) Staatsvertrag, durch den der Übergang vom Ur- oder Naturzu-
stand in den staatlichen Friedenszustand ermöglicht wurde: Er darf diesen Frie-
denszustand nicht infrage stellen, etwa indem er selbst zur Bedrohung für die
Bürger wird.

Die Schaffung von Rechtssicherheit und das Anstreben von Gerechtigkeit als wei-
tere Staatsaufgaben gehen demgegenüber über das Minimum hinaus, das für ein
Gemeinwesen zu fordern ist, das die Bezeichnung Staat beanspruchen kann.
Rechtssicherheit erfordert eine gewisse Bindungswirkung, die der Souverän etwa
in Thomas Hobbes’ Leviathan nicht kennt. In dem Moment, in dem der Staat
Rechtssicherheit anstrebt, tritt er sozusagen in einen höheren Aggregatzustand. Er
wird vom bloßen Staat zum Verfassungsstaat.
Verfassungsrecht muss damit im Vergleich zum Staatsrecht zusätzliche Voraus-
setzungen erfüllen:
– Regelungen der Begrenzung der Herrschaftsgewalt;
– erschwerte Abänderbarkeit dieses normativen Systems;
– Schutz subjektiver Rechte.

Die Unterscheidung von Verfassungsrecht und Staatsrecht ist heute nur in den
Ländern problematisch, die nicht über eine geschriebene Verfassungsurkunde ver-
fügen, die den dargestellten Voraussetzungen entspricht, wie z. B. das Vereinigte
Königreich von Großbritannien und Nordirland. Darüber hinaus hat sie für die
Staaten Bedeutung, die zwar eine Verfassungsurkunde besitzen, welche jedoch
keine oder eine nur partielle effektive Bindungswirkung gegenüber der Staatsge-
walt entfaltet, wie dies in den kommunistischen Staaten China, Nordkorea sowie
Staaten mit klerikaler Autoritätsverankerung, wie dem Iran, der Fall ist.

In der Bundesrepublik Deutschland ist Staatsrecht dagegen weitestgehend Verfas-
sungsrecht. Das Grundgesetz regelt die Ausübung von Herrschaftsgewalt im Bun-
desgebiet, beansprucht eine höherrangige Verbindlichkeit, die mit einer erschwer-
ten und teilweise sogar ausgeschlossenen Abänderbarkeit einhergeht und verleiht
den Bürgern subjektive Rechtspositionen. Es gibt allerdings einige Gebiete, die
zum Staatsrecht gehören, aber keine verfassungsrechtliche Verankerung erfahren
haben. Dies sind beispielsweise die Regelungen der Geschäftsordnungen der
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